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Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Die Bundesregierung bleibt ihrem Kurs treu, für
Beamte Verschlechterungen durchsetzen zu
wollen, wo sie nur einen Ansatzpunkt finden
kann. Nach dem Trauerspiel um die Be-
soldungserhöhung 2000/2001/2002 legte sie
ein Besoldungsstrukturgesetz auf, das ebenfalls
in den entscheidenden Punkten Einbußen vor-
sieht. Nun folgt als dritter Keulenschlag die
Ankündigung von Bundesinnenminister 
Schily, er müsse wegen der Abstriche bei der 
Rente auch die Pensionen vermindern. Schily
plant, die Versorgungsbezüge für die Ruhe-
ständler bis zum Jahr 2010 um rund 5 % abzu-
senken. Wenn es bei Renten Abstriche gebe,
könne die Beamtenversorgung nicht auf bishe-
rigem Niveau bleiben. Dies ist das Credo. 
Dabei wird gerne verdrängt, dass Renten und
Pensionen nur bedingt vergleichbar sind.
Beamtenpensionen sind die Konsequenz einer
lebenslangen Anstellung. Hier ist zu berück-
sichtigen, dass zwischen den aktiven Bezügen
und den Ruhegehaltsbezügen ein enger
Zusammenhang besteht. Schon bei der Berufs-
wahl und beim Eintritt in das Berufsbeamten-
tum wird sowohl vom Dienstherrn wie auch
von den Betroffenen das relativ bescheidene
Aktivgehalt mit der etwas besseren Versorgung
abgewogen. Wer 35 oder 40 Jahre das beschei-
dene Aktivgehalt akzeptiert, weil er die etwas
bessere Versorgung mit in die Kalkulation ein-
bezogen hat, fühlt sich schlicht betrogen, wenn
ihm die zugesagte gute Versorgung dann bei
Eintritt des Versorgungsfalls nicht gezahlt wird.
Insoweit sind Ruhegehaltsbezüge also
grundsätzlich nicht mit Renten vergleichbar.
Wir werden unsere ganze solidare Kraft auf-
wenden müssen, um ungerechtfertigte Eingriffe
in die Versorgung zu vermeiden. Auch wenn
man anerkennen muss, dass der demografische
Faktor für die Beamtenversorgung bedeutsam
ist, muss in Rechnung gestellt werden, was bis-
her im Versorgungsbereich bereits alles gekürzt
wurde. Viel gewerkschaftliche Überzeugungs-

arbeit wird notwendig sein, um über die Frak-
tionen des Bundestages unberechtigte und
ungerechtfertigte Kürzungen der Pensionen zu
verhindern. Es darf auch nicht außer Betracht
bleiben, dass Pensionen mit Ausnahme des
Versorgungsfreibetrages voll besteuert werden
und Renten immer noch wesentlich günstiger
nur mit dem Ertragsanteil steuerlich erfasst
werden. Das ausstehende Verfassungsgerichts-
urteil wird dies korrigieren.
In diesen Tagen stellen Politiker auch
erschreckt fest, dass die Steuereinnahmen
2002 geringer sind als kalkuliert. Wenn gefragt
wird „warum“, muss man sich die Mahnungen
der Deutschen Steuer-Gewerkschaft vor Augen
führen. Aufgrund der schlechten Personallage,
aber auch wegen lückenhafter Gesetze geht
sehr viel Geld verloren. Der Umsatzsteuerbe-
trug ist so sehr in Mode gekommen, dass diese
Steuerausfälle in den Kassen spürbar werden.
Unsere langjährige Forderung nach verstärkter
Bekämpfung der Umsatzsteuerbetrügereien
hat nun Gehör gefunden. Sowohl der Bundes-
finanzminister wie die Länderfinanzminister
haben verstärkte Maßnahmen zur Betrugs-
bekämpfung in die Wege geleitet. Neben ver-
schiedenen organisatorischen Maßnahmen ist
auch eine zentrale Umsatzsteuerbetrugsdatei
beim Bundesamt für Finanzen im Aufbau –
unsere Forderung, die nun erfüllt wird. Den-
noch ist auch hier der Zwischenruf ange-
bracht: organisatorische Maßnahmen allein
helfen nicht. Wir brauchen mehr Personal. 
Wir brauchen für die international operieren-
den Steuerbetrüger eine bundeseinheitliche
Taskforce! Auch dieser Ruf der DSTG wurde
gehört. Eine Taskforce soll beim Bundesamt
der Finanzen angesiedelt werden. Dies geht
aber auch nicht nach der Methode, dass Kolle-
ginnen und Kollegen aus dem Zollbereich und
Betriebsprüfungsbereich mit einem Crashkurs
zu Steuersonderermittlern oder -fahndern
getrimmt werden sollen. Für diese Aufgaben
müssen gut ausgebildete „Bundesfahnder“
tätig werden, die eng mit der europäischen
Betrugsbekämpfungsbehörde OLAF zusam-
menarbeiten. Nur so kann die Truppe wirksam
die organisierten europaweiten Betrügereien
bekämpfen. 
Mit kollegialen Grüßen
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landturniers in Augsburg,
Finanzamt Essen-Ost, wusste
von früheren Auftritten noch,
auf welch hohem Niveau sich
dieses Turnier Jahr für Jahr
bewegt. Aus diesem Grund
war im Vorfeld versucht wor-
den, weitere höherklassig agie-
rende Spieler als Verstärkung
hinzuzugewinnen. In den letz-
ten Wochen vor Turnierbeginn
schlug das Verletzungspech
hart zu, sodass zwei Tage vor
dem ersten Anstoß noch nicht
feststand, wer das Tor hüten
würde.

Es gelang zwar noch, alle
Lücken im Schnellverfahren zu
schließen, allerdings stand
damit eine vollkommen verän-
derte Mannschaft auf dem
Spielfeld. Gegner Griechen-
land (Vorjahresdritter) war der
erste Prüfstein. Schon bei der
Begrüßung erkannten die Spie-
ler in den Reihen der Griechen
neue Gesichter. Der Spielver-
lauf zeigte, dass mit diesen
Neuen das Team verstärkt wor-
den war. Während die deut-
sche Mannschaft noch ver-
suchte ihr Spiel zu ordnen,

schlug der Gegner konsequent
im Konterstil zu und nach den
ersten 30 Minuten stand es
bereits 0:2. Der Versuch, in der
zweiten Hälfte durch mehr
Risiko noch Turnierchancen zu
wahren, wurde – größtenteils
über Konter – hart bestraft. Am
Ende hieß es 6:0 für Griechen-
land.

Ähnlich erging es den deut-
schen Sportlern in den anderen
Disziplinen: Die Tischtennis-
spieler verloren am ersten
Spieltag 2:4 und 0:6, beim Ten-
nis lauteten die Ergebnisse im
Langsatz dreimal 1:9 und ein-
mal 2:9, womit in beiden Fäl-
len das Tabellenende abonniert
war. Bei  diesem Trend mach-
ten  – wie in den Vorjahren –
die Schachspieler eine Ausnah-
me. Mit  zwei Internationalen
Meistern und fünf FIDE-Meis-
tern war zwar auch diese Kon-
kurrenz hochkarätig besetzt,
die besten acht Spieler hatten
einen ELO-Schnitt von 2.335
und damit gutes 2. Bundesliga-
niveau. Die deutschen Farben
vertraten Hajo Vatter (Karlsru-
he) und Holger Mach (Ham-
burg). Von Beginn an über-

„Schach“ rettet Ehre der    
Finanzsportler

D

Im Gespräch bei 
der Eröffnungsfeier 

(v. l. n. r.) Finanz-
minister Gernot Mittler,

DSTG-Chef Dieter
Ondracek, DFSH-Vor-

sitzender Richard 
Huber, Oberfinanz-

präsident Alfred
Basenau und Finanz-

präsident Helmut  Jan-
zen. Im Hintergrund
der stellvertretende

DSTG-Bundesvorsit-
zende Joachim Rothe
und DSTG-Ehrenvor-

sitzender Hermann
Fredersdorf.

Emsige Helfer aus dem Finanzamt Kaiserslautern
hatten im Hof der Sportschule des Südwestdeut-
schen Fußballverbands in Edenkoben ein Zelt als
Verpflegungs- und Kommunikationstreffpunkt
hergerichtet. Der Sonntag ließ dann aber Böses
ahnen: Der anhaltende Regen spülte die ersten
Rinnsale unter Tischen und Bänken her über den
Boden. Die im Laufe des Tages eintreffenden
Gäste aus Belgien, Frankreich, Griechenland,
Luxemburg, Österreich und Ungarn wurden so
zwar vom Wetter hart geprüft, aber nicht weniger
herzlich in der Pfalz begrüßt.

Da auch für den folgenden Tag
keine Wetterbesserung in Sicht
war, verlegte das Orga-Team
die Eröffnungsfeier des 46.
Internationalen Finanzsporttur-
niers kurzerhand aus dem Sta-
dion in die Sporthalle der
Sportschule Edenkoben. Es
zeigte sich schnell, dass diese
Entscheidung richtig war. Als
Vertreter des Schirmherrn,
Ministerpräsident Kurt Beck,
wandte sich der rheinland-
pfälzische Finanzminister Ger-
not Mittler nach den
Begrüßungsworten des Organi-
sationsleiters, Kollegen Ger-
hard Ultes, an die Sportler und
Gäste. Diese waren zahlreich
und hochrangig erschienen:
u.a. Bürgermeister Werner
Kastner, DSTG-Chef Dieter
Ondracek, der Aufsichtsrats-
vorsitzende des 1. FC Kaisers-
lautern, Hubert Kessler, zahl-
reiche Vertreter der Finanzver-
waltung, der gesamte DSTG-
Landeshauptvorstand aus
Rheinland-Pfalz mit Detlev
Stoltz an der Spitze sowie zwei
Gründerväter der DFSH,
Ehrenmitglied Hans Merkel
und DSTG-Ehrenvorsitzender
Hermann Fredersdorf.

Für die musikalische Umrah-
mung sorgte das Polizeiorches-
ter Rheinland-Pfalz, das die
Nationalhymnen der teilneh-
menden Länder in hervorra-
gender Präzision intonierte.
Dann eröffnete DFSH-Vorsit-
zender Richard Huber das Tur-
nier und die Sportler konnten
endlich den freundlichen Wor-
ten Taten folgen lassen. Die
deutschen Teilnehmer sollten
aber schnell erfahren, dass der
Weg zum Erfolg steinig werden
würde.

Besonders leidgeprüft war
unsere Fußballmannschaft. Der
Vorjahressieger des Deutsch-

Internationales Finanzsportturnier vom 10. bis 15. Juni 2001 in der Pfalz
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nahm dieses Team Platz 1, am
Eröffnungstag wurden gleich
alle sechs Partien gewonnen.

Die Führung wurde bis zum
letzten Tag behauptet und aus-
gebaut. Mit 18,5 Mannschafts-
punkten gelang schließlich ein
deutlicher Turniersieg vor den
Mannschaften aus Österreich
und Frankreich (je 16,5 Punk-
te). Einzelsieger wurde – wie
schon in den Vorjahren – Hajo
Vatter (10,5 von 12 möglichen
Punkten), Holger Mach
erreichte bei seinem Einstand
einen hervorragenden vierten
Platz.

Von diesem Erfolg ließen sich
zum Turnierende auch die
Tischtennisspieler noch
anstecken. Eigentlich schon
hoffnungslos auf dem letzten
Platz liegend, gelang am letz-
ten Spieltag ein 4:2-Sieg über
Ungarn, durch den (nur mit
dem besseren Satzverhältnis!)
Österreich noch überflügelt
wurde. Für die Tennisspieler
blieb die Ausbeute dagegen
mit nur einem gewonnenen
Satz sehr mager.

Den Fußballern gelang im
zweiten Spiel eine deutliche
Leistungssteigerung. Gegner
Österreich hatte im ersten
Spiel Belgien mit 3:0 geschla-
gen und wollte sich diese gute
Ausgangsbasis auf keinen Fall

nehmen lassen. Die verstärkte
Essener Elf „kassierte“ zum
Ende der ersten Halbzeit ein
unglückliches Gegentor, hatte
aber im zweiten Durchgang
einige hochkarätige Chancen,
aber ohne zählbaren Erfolg.
Nach diesen beiden Niederla-
gen war das letzte Spiel fast
bedeutungslos, eine erneute
1:6-Niederlage gegen Belgien
bedeutete schließlich den letz-
ten Gruppenplatz und in der
Endabrechnung Platz 7.

Zum Glanzlicht des Turniers
geriet dann die Abschlussver-
anstaltung im Fritz-Walter-Sta-
dion auf dem Betzenberg in
Kaiserslautern. Zum Fußball-
endspiel trafen sich auf dem
Rasen, der sonst den Profis
vorbehalten bleibt, die Mann-
schaften aus Griechenland und
Ungarn. Gerhard Ultes hatte
dafür gesorgt, dass die Atmos-
phäre im Stadion an Bundesli-
gaspiele heranreichte. Der Sta-
dionsprecher stellte die Akteu-
re namentlich vor und auch
der Ordnungsdienst kannte
sich mit den Regularien eines
Profispieltags bestens aus.
Nach den Nationalhymnen
pfiff der deutsche Schiedsrich-
ter Detlef Mohr (Duisburg) ein
hochklassiges Spiel an. Bei
mehreren Torszenen auf bei-
den Seiten ging das Publikum
– je nach Unterstützungslager

Orga-Chef Gerhard Ultes bei seiner
Begrüßung im Fritz-Walter-Stadion.

Vor imposanter Kulisse fand das Endspiel zwi-
schen Ungarn (links) und Griechenland statt.

In der Halbzeit des
Endspiels überreich-
ten Oberfinanzpräsi-
dent Alfred Basenau
(Koblenz) und Hubert
Kessler die Sieger-
medaillen an die 
Tennis-, Tischtennis-
und Schachspieler.

Die Schach-Europa-
meister Hajo Vatter
(Karlsruhe) und 
Holger Mach 
(Hamburg).

Der Fußball-Weltmeister von 1954
Otmar Walter gratuliert der griechi-
schen Mannschaft zu ihrem Tur-
niererfolg.
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Fußball Tennis Tischtennis Schach Gesamtpunkte

1. Platz Griechenland 14 2 6 1 23

2. Platz Ungarn 12 3 3 4 22

3. Platz Österreich 10 5 1 6 22

4. Platz Luxemburg 8 6 4 3 21

5. Platz Frankreich 4 7 5 5 21

6. Platz Belgien 6 4 7 2 19

7. Platz Deutschland 2 1 2 7 12

Punktewertung des 46. Internationalen Finanzsportturniers 2001 in Deutschland

Sie sorgten für einen reibungslosen Turnierverlauf: Die
Turnierleiter (jeweils v. l. n. r.) Mario Roth und Horst
Bereswill (Tennis) (oben), Günter Körper und Manfred
Fuhrmann (Tischtennis) (rechts) und Klaus Kehrein
(Schach) (oben rechts). Nicht im Bild die Turnierleiter
Fritz Höhn und Armin Schüler (Fußball).

Als Dank für seine hervorra-
gende Turnierorganisation
überreicht der DFSH-Vorsit-
zende Richard Huber dem
Orga-Chef Gerhard Ultes
aus Kaiserslautern ein klei-
nes Präsent.

– lautstark mit.

In den Halbzeitgesprächen war
sich die Mehrzahl der „Exper-
ten“ einig: Das Turnier hatte
sehr viel Kraft gefordert, da an
drei Tagen vor dem Endspiel
bereits 180 Minuten gespielt
werden mussten. Ungarn wirk-
te jünger und konditionsstär-
ker, dies würde wohl aus-
schlaggebend sein. Es kam
anders. Die Griechen machten
mit hervorragendem Spielver-
ständnis die konditionelle
Unterlegenheit wett, erzielten
das 1:0 und mit zunehmender
Spieldauer gingen beide
Mannschaften konditionell
„auf dem Zahnfleisch“. Für die
deutsche Mannschaft blieb der
Trost, dass der unglückliche

Turnierauftakt, der auch den
weiteren Weg vorgezeichnet
hatte, gegen den späteren Tur-
niersieger stattgefunden hatte.
Als Sahnehäubchen nach
einem anstrengenden Turnier
fand in den VIP-Räumen des
Fritz-Walter-Stadions eine
glanzvolle Abschlussfeier statt.
Es war ein besonderes Ver-
dienst des Organisationsleiters
Gerd Ultes, dass er neben dem

Stadion-Namensgeber Fritz
auch seinen Bruder Otmar
Walter sowie FCK-Präsident
Jürgen „Atze“ Friedrich als
Gäste begrüßen konnte. Unse-
re Gastnationen werden diesen
gelungenen Abend wohl eben-
falls in angenehmer Erinnerung
behalten, wovon zahlreiche
Autogrammwünsche und Dan-
kesworte zeugten.



DDie DSTG-Jugend traf sich
vom 19. bis 21. Mai 2001 zu
ihrem 14. Bundesjugendtag
unter dem Motto „Finanzver-
waltung..., sparen, egal was es
kostet...?!“ in Wuppertal. Die
Wahl des Veranstaltungsorts
war kein Zufall, denn der wie-
der gewählte Vorsitzende Mar-
kus Griebenow ist einge-
fleischter Wuppertaler. 

Griebenow eröffnete den Bun-
desjugendtag und begrüßte die
86 Delegierten, Gastdelegier-
ten und Gäste im Hotel „mer-
cure“. 

dorf hat den Bundesjugendtag
nicht nur mit vielen wichtigen
Hinweisen zur Gewerkschafts-
arbeit unterstützt, er hat ihn
auch durch seine humorvolle
Art aufgelockert und dafür viel
Beifall geerntet.

Nachdem der Bundesjugend-
tag durch den „alten“ Vorsit-
zenden eröffnet wurde, wähl-
ten die Delegierten die Ver-
handlungsleitung, die von
Michael Westphal (Hamburg)
und Claudia Busch (Rheinland-
Pfalz) ausgezeichnet wahrge-
nommen wurde.

Die Steuer-Gewerkschaft

DSTG-Jugend: 

Sparen nicht um
jeden Preis

Die neue Bundesjugendleitung
mit dem Bundesvorsitzenden,
von links nach rechts: Daniela

Werner, Dieter Ondracek,
Yvonne Delvo, Mario Moeller,
Christina Köhler und Markus

Griebenow.

Die Delegierten und Gäste aus
den 16 Bundesländern garan-
tierten nicht nur für verschie-
dene Dialekte, sondern auch
für verschiedene Stimmen zu
den Bereichen Ausbildungsre-
form, Situation in den Finanz-
ämtern, Steuergesetzgebung,
Bürgerfreundlichkeit, Fürsorge,
Frauenangelegenheiten, Besol-
dung und Versorgung, um hier
nur einige Punkte zu nennen.

Die Teilnehmer begrüßten den
Ehrenvorsitzenden der DSTG,
Hermann Fredersdorf. Freders-

Nach der Wahl des Wahlaus-
schusses (Nina Jellmann, Mi-
chaela Illgner und Jan P.
Assmuss) konnte dieser die
Wahlergebnisse nach der ein-
stimmig erteilten Entlastung
(die alte BJL enthielt sich der
Stimme) einholen und bekannt
geben. 

Zum Vorsitzenden wurde Mar-
kus Griebenow (BV Düssel-
dorf) für eine dritte Amtsperi-
ode wiedergewählt. Neu in das
Gremium kam Mario Moeller
(LV Berlin) als Schatzmeister.
Bei der darauf folgenden
Kampfabstimmung konnte
sich, ebenfalls in der dritten
Amtsperiode, Yvonne Delvo
(BV Westfalen-Lippe) als Stell-
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vertreterin durchsetzen. Beim
„Dreikampf“ kürten die Dele-
gierten Christina Köhler (LV
Hessen) zur stellvertretenden
Vorsitzenden. Beim „Duell“
um den letzten Stellvertreter-
posten hatte Daniela Werner
(LV Berlin) die Nase vorn.

Das wichtige Amt der Rech-
nungsprüfer wurde Claudia
Busch (Rheinland-Pfalz) und
Michael Volz (Hessen) übertra-
gen. Stellvertretend wurden
der ausgeschiedene Schatz-
meister Hans G. Kurdum und
Tina Guretzki gewählt. 

Am Abend wurde im „TiC“
(Theater in Cronenberg) gefei-
ert, weil Griebenow seit sieben
Jahren in diesem Theater als
Schauspieler den größten Teil
seiner Freizeit verbringt.

Die Jugend fand am nächsten
Tag, wenn auch unter Start-
schwierigkeiten, mit vollem
Elan zur Arbeit zurück. 123
eingereichte Anträge wurden
nach konstruktiven Diskussio-
nen verabschiedet und weisen
die Marschroute der DSTG-
Jugend in den nächsten vier
Jahren. 

Insbesondere die Anträge zu
der brandaktuellen  Ausbil-
dungsreform wurden in allen
Einzelheiten erörtert und ent-
sprechende Aufträge dem
Arbeitskreis Ausbildung erteilt. 
Bei der öffentlichen Veranstal-

tung musste die DSTG-Jugend
mit Bedauern feststellen, dass
keiner der Oberfinanzpräsi-
denten aufgrund einer OFP-
Konferenz teilnehmen konnte.
Leider wurden auch  keine Ver-
tretungen entsandt. Enttäuscht
war man auch über die geringe
Resonanz der Fachhochschu-
len für Finanzen und der Lan-
desfinanzschulen. Der seit
kurzem amtierende Schulleiter
der FHF Nordkirchen (NRW)
Franz-Josef Flacke und der
Schulleiter der LFS Haan
(NRW) Klaus Saalmann wur-
den deshalb besonders herz-
lich begrüßt. Saalmann erhielt
durch den Bundesjugendleiter
das Maskottchen der DSTG-
Jugend, den DSTG-Geier, als
Dank für aktive Unterstützung
der Jugendarbeit. 

Zu Beginn der Öffentlichkeits-
veranstaltung unter dem Motto
„Finanzverwaltung ..., sparen
..., ... egal was es kostet!?“
begrüßte der Leitende Stadtver-
waltungsdirektor Lobers alle
Gäste in der Stadt. Der Ober-
bürgermeister musste kurzfris-
tig absagen, da ihn zwei Tage
zuvor aufgedeckte Korruptions-
fälle am Schreibtisch festhiel-
ten, sagte sein Vertreter. Eine
frische Begrüßung mit einem
gleichzeitigen Angebot, zu-
künftig einmal zusammenzu-
treffen, richtete der stellvertre-
tende finanzpolitische Spre-

cher der SPD und Bundestags-
abgeordnete Reinhard Schultz
an die Zuhörer. Gewerkschaft-
liche Grüße übermittelten Her-
mann Fredersdorf und der Lan-
desvorsitzende von NRW Wer-
ner Siggelkow. Als der Ehren-
vorsitzende seine Rede hielt
und in Bezug auf die Steuer-
verwaltung die Bibel erwähnte
(er zitierte aus Paulus, Römer
13,6) „Denn sie sind Diener
Gottes“ entfachte er eine Bei-
fallswelle bei den Zuhörerin-
nen und Zuhörern. Als „Zieh-
vater in gewerkschaftlicher
Hinsicht“ bezeichnete Griebe-
now den Landesvorsitzenden
Werner Siggelkow, der in sei-
ner jugendfreundlichen Art die
Grußworte abrundete. Die
Podiumsdiskussion unter Betei-
ligung der Bundestagsabgeord-
neten, Ursula Heinen (sie bot
ebenfalls weitere Gespräche
an!) von der CDU, des Bun-
destagsabgeordneten Hans-
Werner Bertl von der SPD, Dr.
Edeler (Vorsteher des FA
Brühl), des Bundesvorsitzen-
den der DSTG Dieter Ondra-

cek und der Vorsitzende des
BV Düsseldorf Hans-Werner
Kaldenhoff war ein voller
Erfolg. Über die inhaltlichen
Positionen, die während der
öffentlichen Veransttaltung vor-
getragen wurden, wird die
DSTG-Jugend gesondert infor-
mieren. 

Die neu gewählte Bundesju-
gendleitung möchte auch gera-
de Sie aufrufen, konstruktiv an
der Arbeit der DSTG-Jugend
mitzuwirken. Gerade in der
heutigen, vielerorts desolaten
Situation ist es besonders
wichtig, durch Solidarität und
Kampfgeist den aktuellen und
bevorstehenden „Verwaltungs-
reformen“ kritisch und mit
eigenen Ideen und Verbesse-
rungsvorschlägen entgegenzu-
treten. 

Wir wollen zwar sparen, aber
uns ist nicht egal, was es
kostet!

Die Podiumsteilnehmer 
diskutierten kritisch, ob Sparen
um jeden Preis das Motto sein

kann.

Sachsen: 

Im Gespräch mit Finanzminister de Maizière
Der DSTG-Bundesvorsitzende
Dieter Ondracek und der Lan-
desvorsitzende Joachim Rothe
trafen mit dem Sächsischen
Staatsminister der Finanzen
Thomas de Maizière zu einem
Gedankenaustausch zusam-
men. Von Seiten des Sächsi-
schen Finanzministeriums nah-
men an dem Gespräch die
Herren Koell (Referatsleiter 36
für Organisation und Personal)
und Oberacher (Referatsleiter
11) teil. Die DSTG-Vertreter
erläuterten Finanzminister 

de Maizière ihre Haltung der
DSTG zum Besoldungsstruk-
turgesetz. Die DSTG hält
nichts von der Absicht, die Ein-
gangsbesoldung für den geho-
benen und höheren Dienst
variabel zu gestalten. In einem
offenen Meinungsaustausch
machte Finanzminister de Mai-
zière deutlich, dass er aus Län-
dersicht eine Beweglichkeit
wolle. Es ginge ihm dabei
nicht darum, Geld einzuspa-
ren, sondern schon bei der
ersten Anstellung dem Leis-

tungsgedanken Rechnung zu
tragen. Aus der Sicht des
Finanzministers müsste es
möglich sein, regional unter-
schiedlich zu besolden und die
Prüfungsbesten von Anfang an
höher zu besolden, als diejeni-
gen mit durchschnittlichen
Prüfungsergebnissen. Bundes-
vorsitzender Ondracek de-
monstrierte an Beispielen, wel-
ches Besoldungsdurcheinander
und welcher Unmut unter den
Beschäftigen entstehen kann.
Die Tatsache, dass die Besol-

dungsbandbreite im gehobe-
nen Dienst von A 8 bis A 10
reichen soll, belege eindeutig,
dass es doch darum gehe,
Geld einzusparen. Nach den
Bestimmungen des Bundesbe-
soldungsgesetzes ist das Ein-
gangsamt der Fachhochschul-
absolventen A 10. Diese
Bestimmung ist durch ein Spar-
gesetz – nämlich das Haus-
haltsstrukturgesetz – außer
Kraft gesetzt. Wenn es nur um
eine Flexibilität ginge, müsse
man konsequenter Weise die
Eingangsbesoldung für den
gehobenen Dienst von A 9 bis
A 11 ansetzen. Ondracek wies
auf die Gefahr einer variablen
Eingangsbesoldung hin, dass
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über diesen Weg eine niedrige-
re Besoldung Ost festgeschrie-
ben werde, was die DSTG
nicht will. Finanzminister de
Maizière wies darauf hin, dass
er ausgehend von der Haus-
haltslage über Sparmaßnah-
men nachdenken müsse. Auch
hinsichtlich der Stellenplan-
obergrenzen verlangte de Mai-
zière, den Ländern müsse freie
Gestaltungsmöglichkeit gege-
ben werden und der Bund sol-
le sich aus diesem Thema her-
aushalten. Dies sei ein Gebot
des Föderalismus. Der Bundes-
vorsitzende Ondracek erläuter-
te, weshalb die DSTG einen
bundeseinheitlichen Rahmen
für notwendig erachte. Schon

Die DSTG-Vertreter sagten
nachdrücklich, sie hätten kein
Verständnis, dass privilegierte
Beamtengruppen im öffentli-
chen Dienst Sonderbehandlun-
gen erfahren, aber bei der
Steuerverwaltung stets nach
den sparsamsten Lösungen
gesucht werde. Die Finanzmi-
nister sollten ihren Kabinetts-
kollegen klarmachen, dass
zuerst die Finanzämter das
Geld einnehmen müssten,
bevor es an anderer Stelle aus-
gegeben werden kann. Der
Einnahmeverwaltung sei inso-
weit die höchste Priorität zuzu-
messen, auch wenn dies poli-
tisch weniger populär ist. Wei-

berücksichtigen sei. In die
Zukunft betrachtet, meinte
Minister de Maizière, dass
sowohl im Tarifbereich wie im
Besoldungsbereich eine Regio-
nalisierung möglich sein müs-
se. Er halte es für falsch, dass
in Ballungsräumen und wirt-
schaftlich prosperierenden
Räumen gleiche Gehälter
bezahlt werden wie in
schwächer strukturierten
Regionen. Darüber müssten
auch die Gewerkschaften
nachdenken. Ondracek und
der Landesvorsitzende Rothe
betonten nachdrücklich, dass
die einheitliche Bezahlung in
Ost und West ein hochrangiges
gewerkschaftspolitisches The-
ma ist. Für die DSTG-Vertreter
ist es nicht vorstellbar, dass die
nächsten Tarif- und Besol-

dungsrunden abgeschlossen
werden, ohne dass ein Zeit-
plan für die Angleichung der
Bezüge mit verabschiedet
wird. Wenn sich die starre Hal-
tung der Regierungen der neu-
en Länder nicht ändere, ist ein
Konflikt vorprogrammiert. Das
in guter und freundlicher
Atmosphäre offen geführte
Gespräch machte es sowohl
dem Finanzminister wie auch
den DSTG-Vertretern möglich,
alle Problemfelder anzuspre-
chen und die unterschiedli-
chen Positionen auszudiskutie-
ren. Die DSTG-Vertreter
gewannen den Eindruck, dass
de Maizière Verständnis für die
Wünsche seiner Beschäftigten
hat, aber als Finanzminister
von Amts wegen auf der Suche
nach Sparmöglichkeiten ist.

Von links nach
rechts: DSTG-

Bundesvor-
sitzender Dieter

Ondracek,
Finanzminister

Thomas de 
Maizière, 

stellvertretender
Bundesvorsit-

zender und 
Vorsitzender des

DSTG-Landes-
verbandes Sach-

sen, 
Joachim Rothe.

von Verfassungs wegen sei die
gleichmäßige Besteuerung vor-
gegeben. Eine gleiche Besteue-
rung setzt auch gleichqualifi-
ziertes Personal voraus.
Gleichqualifiziertes Personal
müsse auch annähernd gleich
besoldet werden. Die bisheri-
gen Vorgaben in § 26 Bundes-
besoldungsgesetz und der
Funktionsgruppenverordnung
setzten einen einheitlichen
Rahmen. Mit der DSTG sei
darüber zu sprechen, ob dieser
Rahmen flexibler gestaltet wer-
den kann. Dies ist in Teilberei-
chen sogar notwendig. Flexibi-
lisierung könne aber auch
ohne Freigabe der Stellenplan-
obergrenzen erreicht werden.

teres Gesprächsthema die Per-
sonalsituation der Steuerver-
waltung in Sachsen. De Mai-
zière kündigte an, dass auch
die Steuerverwaltung in
begrenztem Umfang Stellen
abbauen müsse. Daran führe
kein Weg vorbei. Der Bundes-
vorsitzende widersprach, dies
sei unmöglich, solange der
Bundesgesetzgeber laufend
Mehrarbeit beschließe. Auch
wenn die Einwohnerentwick-
lung in Sachsen rückläufig ist,
bedeutet dies nicht zwangsläu-
fig, dass in der Steuerverwal-
tung Personal frei werde. Die
Steuerverwaltung arbeite auf
Überlast, was bei der Suche
nach Einsparpotenzialen zu

Besoldungsstruktur
kann Osten hart treffen
Der DSTG-Bundesvorsitzende
Dieter Ondracek traf zusam-
men mit dem Landesvorsitzen-
den Günther Martini und dem
Vorsitzenden des Hauptperso-
nalrats, Edkar Finke, zu einem
ausführlichen Meinungsaus-
tausch mit dem Staatssekretär
im Finanzministerium des Lan-
des Sachsen-Anhalt, Rainer
Elze, zusammen. Staatssekretär
Elze wurde zum 1. April 2001
in sein Amt berufen. Von Sei-
ten des Finanzministeriums
nahmen an diesem Gespräch
der Leiter der Abteilung
Grundsatz, Herr Hermannus
Erdwiens, sowie der Referats-
leiter Steuern, Herr Dieter
Schmidt, teil. Ondracek erläu-
terte Staatssekretär Elze die
Position zum Entwurf des
Besoldungsstrukturgesetzes der
Bundesregierung. Er stellte
dabei klar, dass für die DSTG
nicht akzeptabel ist, wenn der
Verheiratetenzuschlag gestri-
chen werden soll. Die vorgese-
hene flexible Eingangsbezah-
lung (gehobener Dienst A 8 –
A 10, höherer Dienst A 12 – 
A 14) bringe für die Beschäftig-

ten keinen Vorteil. Die DSTG
sehe darin vielmehr ein ver-
kapptes Sparprogramm. Die
Möglichkeit der abgesenkten
Eingangsbezahlung würde
auch große Probleme für die
neuen Bundesländer auslösen,
weil über diese Hintertür ins-
gesamt eine abgesenkte Bezah-
lung im Osten eingeführt wer-
den könnte. In der Praxis wür-
de dieses Modell auch erhebli-
che Akzeptanzprobleme erzeu-
gen und den Betriebsfrieden
massiv stören. Zugleich wären
Abwerbungen der reicheren
Länder von den armen Ländern
zu befürchten. Auch die anvi-
sierte Freigabe der Stellenpla-
nobergrenzen würde für die
Beschäftigten der Steuerverwal-
tung mehr Negatives als Positi-
ves bewirken. Auch in diesem
Punkt besteht die Gefahr, dass
eine schlechtere Besoldung
„Ost“ festgeschrieben werden
könnte. Die DSTG habe sich
stets dafür eingesetzt, dass die
funktionalen Dienstposten der
Steuer- und Finanzverwaltung
einzeln bewertet werden. Die
Regelungen der bundeseinheit-
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lichen Stellenplanobergrenzen
und der Ausnahmemöglichkei-
ten über die Funktionsgrup-
penverordnung waren eine
wichtige Richtschnur für eine
annähernd gleiche Stellen- und
Beförderungsstruktur in den
einzelnen Ländern. Die DSTG
sieht in der vollen Freigabe
Gefahren für die einheitliche
Besoldung und nachfolgend
Probleme für die gleichmäßige
Besteuerung. Die DSTG habe
sich stets darum bemüht, dass
die Stellenplanobergrenzen für
die Steuerverwaltung verbes-
sert werden. Diese Notwendig-
keit sieht die DSTG auch jetzt
nach wie vor bestehen. Es
muss aber nach Überzeugung
der DSTG ein bestimmtes Min-
destniveau bundeseinheitlich
geregelt werden. Denkbar
wäre eine Verbesserung der
bisherigen Obergrenzen oder
eine Öffnungsklausel nach
oben für die Steuerverwaltung.
Schließlich werde von der
DSTG auch die geplante Strei-
chung des Verheiratetenzu-
schlags abgelehnt. Auch in die-
sem Punkt geht es nicht um
eine Modernisierung, sondern
um eine Verschlechterung der
bestehenden Besoldungsstruk-
tur. Das Streichen des Verheira-
tetenzuschlags steht zudem im
Widerspruch zur politischen
Zielrichtung, junge Familien zu
fördern. Wenn man einem jun-
gen Steuersekretär oder einer
jungen Steuersekretärin künftig
den Familienzuschlag nicht
mehr geben wollte, bedeutet

das für diesen besonderen
Kreis eine Gehaltsminderung
um mehr als 5 %. Staatsse-
kretär Elze erläuterte die Positi-
on des Landes Sachsen-Anhalt,
im Wesentlichen teilen er und
die Landesregierung Sachsen-
Anhalts die Bedenken der
DSTG. Das Land Sachsen-
Anhalt habe bei der ersten
Beratung im Bundesrat auch
entsprechend votiert. Einen
breiten Rahmen bei den
Gesprächen nahm auch die
Angleichung der Bezahlung
Ost an West ein. Der DSTG
Vorsitzende verdeutlichte die
Position der DSTG, wonach
die volle Angleichung auf 
100 % zeitnah erfolgen müsse.
Es dürfe keinesfalls noch ein-
mal 10 Jahre dauern, bis dieses
Ziel erreicht wäre. Überfällig
ist ein Stufenplan, der in
raschen Schritten den Weg zu
den 100 % aufzeigt. Staatsse-
kretär Elze zeigte Verständnis
für die Forderung, wies aber
auf die ökonomischen Daten
des Landes hin. Die neuen
Länder werden in erheblichem
Umfange durch Transferleistun-
gen des Bundes und der ande-
ren Länder gestützt. Von daher
sei es nicht möglich, von heute
auf morgen 100 % Bezahlung
zu erreichen. Die Produktivität
der ostdeutschen Wirtschaft
liege weit unter dem Niveau
der alten Länder. Sie liegt auch
unter dem heutigen Gehaltsni-
veau des öffentlichen Dienstes
von 90 %. Es sei nicht vermit-
telbar, wenn bei der Arbeits-

marktsituation in den neuen
Ländern und deren ökonomi-
schen Daten der öffentliche
Dienst 100 % Bezahlung
erhalten würde. Gleichwohl
verstehe er die Forderung nach
einem Zeitplan. Hierzu könne
er aber konkret kein Datum
nennen, weil darüber in den
Tarifverhandlungen und Besol-
dungsgesprächen gerungen
werden müsse. Auf die Arbeits-
und Personallage angespro-
chen, stellt Staatssekretär Elze
die Zahlen und Fakten des
Landes Sachsen-Anhalt dar.
Die DSTG-Vertreter wiesen
darauf hin, dass die Arbeits-
mengen in den Finanzämtern
von den Beschäftigten als zu
hoch empfunden werden. Die
Arbeit könne nur bewältigt
werden, in dem vielfach Anga-
ben ungeprüft übernommen
werden. Staatssekretär Elze
räumte ein, dass es im Bereich
von Betriebsprüfung und Steu-
erfahndung noch personeller
Verstärkung bedarf, dies sei
aber auch nur in kleinen
Schritten machbar. Im übrigen
ist er mit der Arbeitsleistung
der Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter in den Finanzämtern
sehr zufrieden. Die statisti-
schen Daten zeigen, dass man
weitgehend im Bundesschnitt
liege. Dem stimmte der DSTG-

Vorsitzende zu, wies aber dar-
auf hin, dass bundesweit in den
Finanzämtern Personal fehle.
Am Beispiel der steuerlichen
Förderung der Zusatzrente
machte der DSTG-Bundesvor-
sitzende deutlich, dass die poli-
tisch Verantwortlichen gerne
von Steuervereinfachung spre-
chen, aber in der Praxis genau
das Gegenteil tun. Darin beste-
he das Problem für die Steuer-
verwaltung und ihrer Beschäf-
tigten. Die vom Steuergesetzge-
ber beschlossene Mehrarbeit
müsse von den Beschäftigten
aufgefangen werden, weil die
Finanzminister der Länder das
erforderliche Personal nicht ein-
stellt. Das Erledigen der Arbeits-
mengen kostet aber letztendlich
mehr Geld, weil die damit
zusammenhängenden Steuer-
ausfälle ein Vielfaches dessen
betragen, was das Mehrperso-
nal kosten würde. Staatssekretär
Elze zeigte Verständnis für die
Kritik und die Forderungen der
DSTG-Vertreter. Er verwies aber
darauf, dass nicht alles, was
wünschenswert wäre, machbar
sei. Das Gespräch fand in einer
guten Atmosphäre statt, wobei
die Vertreter der DSTG den Ein-
druck gewannen, das Staatsse-
kretär Elze ein guter Sachver-
walter ist, der bemüht ist, das
Machbare umzusetzen.

Von links nach rechts: Staatssekretär Rainer Elze, Hermannus Erdwi-
ens, Dieter Schmidt, Edkar Finke, DSTG-Bundesvorsitzender Dieter
Ondracek, Landesvorsitzender Günter Martini.

In der Zeit vom 22. bis 23. 5. 2001 führte der BPR (Land) der OFD
Magdeburg einen Arbeitsbesuch in der gemeinsamen Bildungsstätte
des Landes Brandenburg und Sachsen-Anhalt durch. Nach Besichti-
gung der Schule fand ein Treffen mit Vertretern des BPR (Land) Cott-
bus statt. Hierbei wurden reichlich Erfahrungen aus der Arbeit der
Stufenvertretungen ausgetauscht. Es wurde von beiden Seiten ange-
regt, sich regelmäßig zu treffen.
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Ende Mai fand in Ebermann-
stadt (Oberfranken) die Ortsver-
bändetagung des Bezirksver-
bands Nordbayern der Bayeri-
schen Finanzgewerkschaft (bfg)
statt. Der Bundesvorsitzende
der DSTG, Dieter Ondracek,
informierte die über 70 Dele-
gierten im Rahmen eines Refe-
rats über die aktuelle politische

Besitzstände aller betroffenen
aktiven Beamtinnen und Beam-
ten.
Ein weiteres zentrales Thema in
Ebermannstadt bildete das
geplante Besoldungsstrukturge-
setz der Bundesregierung.
Ondracek kritisierte unter dem
Beifall der Delegierten unter
anderem die darin vorgesehene

Pension bei Berufsentscheidung einkalkuliert

Jede Neuregelung der
Beamtenversorgung ist ein  

Eingriff in Besitzstände

Von links nach rechts: Helene Wildfeuer, Peter Stumpf, 
Dieter Ondracek, Josef Bugiel.

Situation. Einen wesentlichen
Aspekt bildete dabei die Sorge
über eine Reduzierung des Pen-
sionsanspruchs. 

Die Bundesregierung strebe, so
Ondracek, als Konsequenz der
Rentenreform auch erhebliche
Abstriche bei der Beamtenver-
sorgung an. Dabei werde auch
darüber diskutiert, den Grund-
satz der Versorgung aus dem
letzten Amt zugunsten einer
Berechnung nach dem Lebens-
einkommen aufzugeben. Dies
werde die DSTG nicht wider-
standslos hinnehmen. Ein jun-
ger Mensch kalkuliere bei sei-
ner Berufsentscheidung die
höhere Pension im Beamtenbe-
reich bewusst ein und nehme
dafür die niedrigeren Aktivbe-
züge in Kauf. Ein derart gravie-
render Eingriff in die Versor-
gungsberechnung wäre somit
quasi eine einseitige Änderung
der „Vertragsbedingungen“ und
ein erheblicher Eingriff in die

Abschaffung des Verheirateten-
zuschlags als Verstoß gegen den
Alimentationsgrundsatz. Es sei
vollkommen widersinnig, auf
der einen Seite die Familien
durch Erhöhung der Kinder-
geldsätze fördern zu wollen
und ihnen dafür auf der ande-
ren Seite den Verheiratetenzu-
schlag vorzuenthalten. Ideologi-
sche Vorbehalte dürften den
Blick für eine wirtschaftliche
Betrachtung nicht trüben. Auch
wenn der nicht berufstätige
Ehegatte heute nicht mehr die
Regel sei, so gebe es ihn den-
noch. Auch solche Familien
hätten Anspruch auf Alimenta-
tion, wolle man nicht die
Grundsätze des Berufsbeamten-
tums zur Disposition stellen.

In der anschließenden Diskussi-
on wurde deutlich, dass die
DSTG auch bereit ist, für ihre
Überzeugungen erneut auf die
Straße zu gehen und öffentlich
zu demonstrieren.

2. Deutsche Marathon- und Halbmarathon-
meisterschaften der Finanzverwaltung

Marathon bringt 
Finanzverwaltung

auf Trab
Am 16. September 2001
werden im Rahmen des „19.
Baden-Marathon“ in Karlsru-
he die Meister im Marathon
und Halbmarathon neu
ermittelt.

An einem hochsommerli-
chen Tag im Juni 2000 hatten
mehr als 100 Kolleginnen
und Kollegen der Finanzver-
waltung „langen Atem“ bei
den „1. Deutschen Mara-
thon- und Halbmarathonmei-
sterschaften der Finanzver-
waltung“ bewiesen. Die Hit-
zeschlacht mit kleinen
Schönheitsfehlern hinterließ
bei allen Teilnehmern einen
bleibenden Eindruck. So war
es kaum zu vermeiden, dem
Wunsch der Läufer/innen
nachzugeben und eine 2.
Auflage vorzubereiten. 

Einem kleinen Organisati-
onsteam der OFD Karlsruhe
unter der Schirmherrschaft
des Oberfinanzpräsidenten
der OFD Karlsruhe, Herrn
Dr. Manfred Walz, ist es
gelungen, die Voraussetzun-
gen zu schaffen, damit am

16. September 2001 in Karls-
ruhe beim 19. Baden-Mara-
thon ein hoffentlich fröh-
liches Läuferfest gefeiert wer-
den kann.
Alle Beschäftigten der
Finanzverwaltungen sind
herzlich eingeladen, sich der
Herausforderung „Marathon“
und „Halbmarathon“ zu stel-
len. Wie im vergangenen
Jahr gibt es neben den Ein-
zelwertungen für Damen und
Herren auch eine Mann-
schaftswertung. Die Sieger
werden mit einem Pokal
geehrt, aber auch die Alters-
klassensieger sollen diesmal
nicht zu kurz kommen. Für
sie gibt es einige Sachpreise.
Alle näheren Informationen
und Anmeldeunterlagen kön-
nen angefordert werden bei:
Olaf Freerksen
Finanzamt Mannheim-Stadt
Tel. (06 21) 2 92-36 57
Fax (06 21) 2 92-36 40
E-Mail:
Finanzmarathon@gmx.de
Internet: www.baden-mara-
thon.de
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„Haushaltsdiktat ruiniert Steu-
erverwaltung“ war das Motto
des 22. Bezirksverbandstages
Westfalen-Lippe, in dessen
Rahmen eine öffentliche Kund-
gebung am 19. Juni 2001 in
Soest stattfand. 
Nach der Begrüßung durch
den Bezirksverbandsvorsitzen-
den, Meinolf Guntermann, und
der Ansprache des Oberfinanz-

präsidenten der OFD Münster,
Rudolf Stadermann, folgte
eine Podiumsdiskussion mit
Vertretern der Landtagsfraktio-
nen Ernst-Martin Walsken
(SPD), Helmut Diegel (CDU),
Angela Freimuth (FDP) und
Ewald Groth (Bündnis 90/Die
Grünen) sowie DSTG-Chef
Dieter Ondracek und HPR-
Vorsitzender Hans-Jürgen
Schnieber. Unter der kompe-
tenten Moderation des Rund-
funk- und Fernsehjournalisten
Manfred Erdenberger disku-
tierten die Teilnehmer die
durch rigorosen Stellenabbau
besonders schwierige Lage in
den nordrhein-westfälischen
Finanzämtern. In einer Ent-
schließung hatte der Bezirks-
verbandstag zuvor der Landes-
regierung und dem Landtag

und mit hoher Qualität erledi-
gen könne. 
In einer Entschließung forderte
der Bezirksverbandstag
grundlegende Änderungen bei
der Erledigung von Arbeitneh-
mer-Erklärungen. Mindestens
50 % der Fälle sollen so ausge-
steuert werden, das sie nicht
mehr auf den Schreibtisch des
Bearbeiters gelangen. Mit
Unterstützung der IT-Technik
müsse dann die Steuerer-
klärung wie bei einer Selbst-
veranlagung erledigt werden.
Die qualifizierte Bearbeitung
erfolge dann nur noch in
mehrjährigen Abständen. Die
Verantwortung für eine solche
Arbeitsweise haben Finanzmi-
nister und Landtag zu überneh-
men. Wer ohne Aufgabenkritik
Personal massiv abbaue, müsse

vorgeworfen, den Stellenabbau
konsequent fortzusetzen und
völlig zu ignorieren, dass die
Steuerverwaltung die einzige
Verwaltung sei, die für die not-
wendigen Einnahmen sorge.
Landtag und Finanzminister
wurden aufgefordert, die
Arbeit so zu gestalten, dass das
reduzierte Personal die vorhan-
dene Arbeit auch tatsächlich

auch die Konsequenzen tra-
gen.
In einer weiteren Entschlie-
ßung wurde die Situation in
den Vollstreckungsstellen kriti-
siert. Durch die Personalmisere
würden auch die Voll-
streckungsstellen zu einer
gewichtenden Arbeitsweise
gezwungen, um sich arbeits-
mäßig über Wasser zu halten.
Dies führe dazu, dass so
genannte kleinere Steuerrück-
stände nicht mehr beigetrieben
werden. Damit verlasse man
endgültig die Grundsätze eines
demokratischen Rechtsstaats.
Allein schon die Diskussion
um eine gewichtende Bearbei-
tungsweise in Vollstreckungs-
stellen sei ein finanzpolitischer
und rechtsstaatlicher Skandal,
so der Bezirksverbandstag. Mit
überwältigenden Voten wur-

den die Kandidaten bei den
Vorstandswahlen gewählt.
Zum Vorsitzenden des Bezirks-
verbandes wurde Meinolf
Guntermann mit 98,6 % der
abgegebenen Stimmen
bestätigt. Als stellvertretende
Vorsitzende wurden gewählt:
Thomas Hartmann (höherer
Dienst, 99,5 %), Hans-Jürgen
Schnieber (gehobener Dienst,
98,1 %), Uwe Waßmann (mitt-
lerer Dienst – vor seinem Mit-
bewerber Rolf Dauwe) und
Friedhelm Thomas (Tarifbe-
reich, 92,5 %) Der geschäfts-
führende Vorstand wird kom-
plettiert durch den Schatzmeis-
ter, Heinz Katerkamp (99,5 %),
und die Beisitzer Andrea 
Sauer-Schnieber (95,5 %), 
Rolf Dauwe (95,7 %), Thomas
Quast (92,4 %) sowie Stefanie
Jaskulski (87,1 %).

22. Verbandstag in Soest

Stellenabbau in NRW
mit fatalen Folgen 

Mit einem Schuss Humor moderierte Manfred Erdenberger die Podi-
umsdiskussion im Rahmen der öffentlichen Veranstaltung (links: DSTG-
Chef Dieter Ondracek, rechts der Vorsitzende des Hauptpersonalrats
beim Finanzministerium des Landes Nordrhein-Westfalen Hans-Jürgen
Schnieber).

Der wiedergewählte Vorsitzende des Bezirksverbandes Westfalen-Lip-
pe, Kollege Meinolf Guntermann, bei seiner Eröffnungsrede.
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Die Steuerverwaltungen aller
Länder haben zuwenig Perso-
nal. Dies ist nichts Neues, muss
aber den verantwortlichen
Finanzministern immer wieder
vor Augen geführt werden. Die
Folge dieser personellen Unter-
besetzung: Es geht Geld verlo-
ren – viel Geld, welches den
öffentlichen Kassen fehlt. Die
DSTG hat dies im Zusammen-
hang mit der personell schwa-
chen Besetzung der Außendien-
ste stets angeprangert. Auch die
Rechnungshöfe der Länder
haben die Finanzminister
ermahnt, in den Prüfungsberei-
chen mehr Personal einzuset-
zen. Dies wurde in den letzten
Jahren Zug um Zug getan. Aller-
dings nicht so, wie es richtig
gewesen wäre, nämlich neue
Planstellen zu schaffen und
Neueinstellungen vorzuneh-
men. Statt dessen wurde der
Innendienst ausgedünnt. Neben
den Umsetzungen vom Innen-
in den Außendienst muss der
Innendienst zusätzliche, die in
fast allen Ländern beschlosse-
nen Personalkürzungsmaßnah-
men verkraften. Externe Unter-
suchungen haben auf Bestel-
lung der Minister Einsparpoten-
ziale festgestellt, die tatsächlich
nicht vorhanden sind. Der
damit vorprogrammierte Abbau
des Personals bringt nun erheb-
lich Probleme für den Innen-
dienst der Finanzämter. Die
Fallzahlen steigen, das Personal
wird weniger. Nach dem
Wunsch der Minister soll die
Arbeit aber noch schneller erle-
digt werden. Dies kann nicht
funktionieren. Die Finanzmini-
ster sind der Meinung, es muss
gehen. Und so drängen,
drücken und pressen die verant-
wortlichen Abteilungsleiter in
den Ministerien und OFDen die
Kolleginnen und Kollegen in
einem nicht mehr hinzuneh-
menden Ausmaß. Die Statisti-
ken werden wiederum zum
Maß aller Dinge. Statistiken

haben es so an sich, dass ein
Land in Teilbereichen etwas
besser liegt als das andere. Die
etwas schlechter liegenden wer-
den mit dem Beispiel der ver-
meintlich besseren genötigt,
rascher zu arbeiten. Da nie-
mand Daumen dreht, heißt der
Auftrag rascher zu arbeiten,
weniger gründlich vorzugehen,
immer mehr Veranlagungsfälle
ungeprüft zu übernehmen. Dies
spricht sich herum. Immer öfter
werden in die Steuererklärung
Dinge eingebracht, von denen
die Steuerbürger selbst wissen,
dass eine steuerliche Abzugs-
fähigkeit nicht gegeben ist. Sie
probieren es trotzdem und
wenn sie zu den Fällen
gehören, die aus Zeitnot abge-
schrieben werden, haben sie
Geld gespart oder verdient.
Und wer will das nicht? Mit
dieser Methode fährt der Zug
Veranlagung in Kürze an die
Wand. Die Unzufriedenheit
und der Frust in den Amtsstu-
ben über die hohe Mengenbe-
lastung wächst. Wenn dann
Briefe, Anrufe, Mahnungen o.
ä. von oben kommen, mit dem
Ziel, noch schneller zu werden,
noch ungenauer zu arbeiten,
schlägt dies rasch in Resignati-
on um. Dies wäre das Allerletz-
te, was die Steuerverwaltung
gebrauchen kann. Dass es in
den Veranlagungsbereichen so
gewaltig knirscht, liegt nicht an
den Beschäftigten, sondern an
den nicht umzusetzenden Vor-
gaben. Der Bundesgesetzgeber
beschließt Mehrarbeit am lau-
fenden Band. Die Länderfinanz-
minister kürzen das Personal.
Die Arbeit soll bürgerfreundli-
cher und besser werden und
vor allem schneller. Zaubern
kann aber niemand.
Aus der Not der Situation he-
raus, stellen immer mehr Kolle-
ginnen und Kollegen das Veran-
lagungssystem in Frage. Wenn
wir in eigener Verantwortung
und auf eigenes Risiko, nur aus

dem Zeitdruck heraus, so viel
ungeprüft übernehmen müssen,
wäre es dann nicht besser, es
würden gleich Verfahren einge-
führt, bei dem ein Teil der Fälle
den Bearbeitern gar nicht mehr
auf den Tisch gesteuert werden
muss? Selbstveranlagung mei-
nen manche Propheten, sei die
Rettung. Sicher ist es wenig ver-
waltungsökonomisch, mit
einem großen Personalaufwand
Steuerbescheide zu erstellen,
mit dem Ergebnis, dass bereits
einmal eingenommene Lohn-
steuer zurückbezahlt werden
muss. Rein betriebswirtschaft-
lich betrachtet ist dies unsinnig, 
Privatwirtschaftlich würde ein
Unternehmer eine solche Abtei-
lung schließen, aber dies geht
eben nicht, wenn durch den
Quellenabzug (Lohnsteuer) den
Bürgern mehr abgenommen
wird, als nach den steuerlichen
Bestimmungen geschuldet,
muss die Möglichkeit bestehen,
die zunächst zu viel bezahlte
Steuer wieder zurückzubekom-
men. Wenn man auf der ande-
ren  Seite sieht, welches Gezer-
re und welche Mühen es
manchmal im Bundestag berei-
tet, Freibeträge um 10,– DM
höher oder niedriger festzuset-
zen, ist es auch rechtsstaatlich
nicht in Ordnung, wenn in der
Veranlagungspraxis aus Perso-

nalnot heraus fast alles aner-
kannt wird, was ein Steuerbür-
ger so meint, absetzen zu kön-
nen. Dies ist aber die Folge
einer Selbstveranlagung und ist
auch das Problem bei einer
weitgehend ungeprüften Über-
nahme der Steuererklärungen.
Dennoch muss sie etwas tun.
Unsere Kolleginnen und Kolle-
gen in den Veranlagungsberei-
chen arbeiten sich kaputt und
ruinieren sich gesundheitlich
oder aber resignieren achsel-
zuckend und sagen sich: „Wenn
die da oben es so wollen, was
soll ich mich strapazieren?“
Abschreiben ist die nervenscho-
nendere Methode.

In dieser Situation ist es absolut
kontraproduktiv, die Kolleginnen
und Kollegen mit statistischem
Druck, Zielvereinbarungen oder
sonstigen Maßnahmen zu höhe-
ren Mengenproduktionen zu
bringen. Die Fakten sind nicht
wegzudiskutieren. Die Arbeits-
fallzahlen steigen. Das Personal
wird weniger. Wie die Kollegin-
nen und Kollegen die Mengen-
produktion bei sinkendem Per-
sonal gesteigert haben, ist an
den jeweiligen zum 1. 1. eines
Jahres erledigten Fällen abzule-
sen. Zum 1. 1. 1992 waren mit
5 % höherem Personalstand
19,3 Mio. Fälle aus dem VZ
1990 erledigt. Am 1. 1. 2000
waren mit 5 % weniger Personal
25,4 Mio. Fälle erledigt. Die
Entwicklung der Fallzahlen und
des Veranlagungsstandes zum
jeweiligen 1. 1. zeigt die nach-
folgende Übersicht:

Ausgedünnter Innendienst
meldet „Land unter“
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Bei der abschließenden
namentlichen Abstimmung im
Deutschen Bundestag hat sich
die Abgeordnete Heidemarie
Ehlert als einziges Bundestags-
mitglied gegen die Gesetzesän-
derungen ausgesprochen. Die
persönliche Erklärung von Frau
Ehlert (PDS), die der DSTG-
Position entspricht und eine
bemerkenswert gute Begrün-
dung für ihr Abstimmungsver-
halten enthält, ist nachfolgend
abgedruckt.

Persönliche Erklärung
Heidemarie Ehlert,
MdB, zum 
Abstimmungsverhalten
am 29. Juni 2001 zur
Änderung des 
Grundgesetzes gemäß 
Artikel 108 GG
Unter der Überschrift Moderni-
sierung der Verwaltung wird

ohne Not der bundeseinheitli-
che Aufbau der Bundes- und
Landesfinanzbehörden aufge-
geben und der Weg frei
gemacht für eine Verwaltung je
nach Kassenlage.

Mit den vorliegenden Gesetz-
entwürfen soll die Verteilung
der Steuerverwaltungshoheit
zwischen Bund und Ländern
insofern geändert werden, dass
der bisherige dreistufige Aufbau
der Bundes- und Landesbehör-
den in einen zweistufigen
umgewandelt werden kann.
Die Oberfinanzdirektion als
Mittelbehörde zwischen Bund
und Land, die sowohl „Auf-
sichtsbehörde“ des Bundes wie
auch Dienstleister für die
Finanzämter sind (u. a. zustän-
dig für die strittigen Fälle), sol-
len künftig wegfallen können.

Artikel 108 GG regelt aber
nicht nur die Zuständigkeiten
auf dem Gebiet der Steuerver-
waltung, sondern sichert auch
eine gleichmäßige Erhebung
der wichtigen öffentlichen
Abgaben im Bundesgebiet.
Diese gleichmäßige Erhebung
der öffentlichen Abgaben ist
jedoch nur dann gesichert,
wenn die Steuerverwaltung
nach gleichen Weisungen han-
delt. Darüber hinaus übt die
Mittelbehörde auch eine
Dienstleistungsfunktion für die
Finanzämter aus. Der Bund
darf sich von dieser Aufgabe,
die im ganzen Bundesgebiet
gleichmäßig durchzuführen ist,
nicht ausklinken.

Das komplexe Steuerrecht, die
Vielfalt der steuerlichen Gestal-
tungsmöglichkeiten, die wach-

Dr. Eberhard Schweigert, Gründungsmitglied der DFSH und heute
deren Ehrenvorsitzender, feierte im Kreise seiner Familie mit rumäni-
schen, bulgarischen und deutschen Freunden am 3. Mai 2001 in
Bukarest seinen 65. Geburtstag. Im Rahmen eines internationalen
Programms ist Dr. Schweigert maßgeblich am Aufbau der rumäni-
schen Steuerverwaltung beteiligt. Daneben engagiert er sich für die
Verbesserung der Situation von Straßenkindern, die ohne Familien-
anschluss in der Metropole Bukarest von dem leben, was die Gesell-
schaft abwirft. Rumänien ist das Armenhaus Europas.

Das Bild zeigt Dr. Schweigert im Bukarester Büro, in dem sämtliche
Wimpel der Deutschland- und Europaturniere die Wände
schmücken.

Ende 2001 wird Dr. Schweigert seine Tätigkeit in Rumänien been-
den.

Zivilcourage bewiesen

sende Menge der Arbeitsfälle
belasten die Besteuerungspra-
xis auf der Ebene in einem
immer unverträglicheren Aus-
maß. Die Folgen sind bekannt.
Steuerrechtspflege, d. h. die
sorgfältige Subsumtion der
steuererheblichen Sachverhalte
unter die Steuernorm findet de
facto nicht mehr statt. 

Im Zuge der sich immer weiter
zuspitzenden Bedingungen
können die Oberfinanzdirek-
tionen einen Beitrag leisten,
diesen Missstand zu überwin-
den. Sie können den Finanz-

ämtern zur Seite stehen und
praktische Hilfe bei der Rechts-
anwendung anbieten. Die
Oberfinanzdirektionen als Ser-
vicezentren können damit Aus-
druck eines professionellen
und in die Zukunft weisenden
Verwaltungsmanagements
sein.

Bei den immer wieder festge-
stellten Größenordnungen
beim Umsatzsteuerbetrug, bei
der geringen Zahl der Betriebs-
prüfungen und fehlenden Steu-
erfahndern ist über eine innere
Neuorganisation der Finanz-

Durch die Änderungen des Artikel 108 des
Grundgesetzes und eine Änderung des Finanz-
verwaltungsgesetzes soll optional ein zweistufi-
ger Aufbau der Finanzverwaltung von Bund und
Ländern sowie die Übertragung von Aufgaben
der Oberfinanzdirektion auf andere Finanzbehör-
den ermöglicht werden. Die DSTG hatte sich in
ihrer Stellungnahme gegen diese Gesetzesände-
rungen ausgesprochen.
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Der Bundesfinanzhof in München sucht

eine/n Steuer(ober)inspektor/in
zur Verwendung in der Dokumentationsstelle.

Die Stellenausschreibung richtet sich an überdurchschnittlich qualifi-
zierte Beamte mit mehrjähriger Berufserfahrung, möglichst in der Ver-
anlagung, Betriebsprüfung oder Rechtsbehelfsstelle; Alter bis etwa 30
Jahre.

Ein Amt der BesGr. A 12 kann bei entsprechenden Leistungen in weni-
gen Jahren erreicht werden. 

Es wird eine Stellenzulage in Höhe von 355,06 DM für den Dienst bei
obersten Bundesgerichten gezahlt.

Die Stelle ist auch zur Besetzung mit Teilzeitkräften geeignet.

Bewerbungen von Schwerbehinderten werden bevorzugt berücksich-
tigt.

Bei der Wohnungsbeschaffung sind wir behilflich.

Bewerbungen werden bis zum 31. August 2001 an den Bundes-
finanzhof, Ismaninger Straße 109, 81675 München erbeten.

Persönliche Vorstellung nur nach Vereinbarung: telefonische Auskunft
unter der Rufnummer (0 89) 92 31-2 15 oder -2 68.

Tauschecke
• StAF aus Hessen (OFD Frankfurt/Main) sucht dringend
Tauschpartner/in aus Rheinland-Pfalz (OFD Koblenz).

• StS’in aus Baden-Württemberg (OFD Stuttgart) sucht drin-
gend Tauschpartner/in aus Rheinland-Pfalz (OFD Koblenz).

• StAI beim Finanzamt Wernigerode (Sachsen-Anhalt) sucht
Tauschpartner/in aus Bayern (alle OFD’s).

• St’in z. A. aus Hessen (OFD Ffm) such aus familiären
Gründen dringend einen Tauschpartner/in aus Niedersach-
sen (Hannover) – auch Ringtausch.

• RINGTAUSCH: Welcher A9er (g. D.) möchte aus Nieder-
sachsen in ein anderes Bundesland wechseln und welcher
A9er (g. D.) möchte aus dem Bundesgebiet nach Hessen
wechseln. Bitte meldet euch – wir versuchen einen Ring-
tausch zu organisieren!

• St’in z. A. aus Neuss (OFD Düsseldorf) sucht aus fami-
liären Gründen dringend einen Tauschpartner/in aus Cuxha-
ven (OFD Hannover) oder Bremerhaven (OFD Bremen) –
auch Ringtausch.

• St’in aus Hamburg sucht aus familiären Gründen dringend
Tauschpartner aus Schleswig-Holstein.

In eigener Sache

Umzug läuft
Wie bereits mehrfach angekündigt, verlegt
die DSTG-Bundesgeschäftsstelle ihren Sitz
von Bonn nach Berlin. Der Umzug wird in
der Zeit vom 20. bis 24. August 2001 statt-
finden. Die neue Anschrift lautet dann:

Deutsche Steuer-Gewerkschaft
Friedrichstraße 169/170

10117 Berlin

Die neuen Telefon- und Faxanschlüsse wer-
den wir so schnell als möglich mitteilen.
Sobald wir in Bonn nicht mehr erreichbar
sind, ist die neue Rufnummer unter der
bekannten Bonner Rufnummer abrufbar. Wir
sind bemüht, den Geschäftsbetrieb in der
Umzugswoche so weit als möglich aufrecht-
zuerhalten, bitten jedoch schon im Voraus
um Ihr Verständnis, wenn es zu Einschrän-
kungen kommt. 

ämter generell nachzuden-
ken. So aber wird letztendlich
nur den armen Ländern das
Angebot gemacht, wenn sie
kein Geld mehr haben, kön-
nen sie auf die Mittelinstanz
verzichten. Eine höhere Effizi-
enz der Arbeit der Finanz-
behörde ist damit nicht von
vornherein gegeben. Fakulta-
tiv auf die Mittelbehörde

Oberfinanzdirektion zu ver-
zichten würde bedeuten, die
Einheit der Finanzverwaltung
und einen einheitlichen
Gesetzesvollzug zu gefähr-
den. Deshalb werde ich dem
Gesetz zur Änderung des
Grundgesetzes (Artikel 108)
nicht zustimmen, sondern
dieses Gesetz ablehnen.

Heidemarie Ehlert, MdB

Mehr als 30 Jahre
Erfahrung

Lehrgänge zum Steuerberater

Samstaglehrgang* ab 25.05.2002
Dreimonatskurs* 11.06. – 30.08.2002
Crash-Kurs* 03.09. – 28.09.2001
Fernlehrgang* ca. 1 Jahr
Klausurenkurs 01.04. – 15.09.2002
*inklusive integriertem Klausurenkurs

Begutachtet durch das Bundesinstitut für Berufs-
bildung. Zugelassen durch die Staatliche Zentralstelle
für Fernunterricht. Umfassende examensbezogene 
Loseblattausgabe sowie CD-ROM in allen Kursen.

Aktuelles Steuerrecht für Praktiker:

Aktuelles Ertragsteuerrecht 08.09.2001
Aktuelles Körperschaftsteuer-
und Umwandlungssteuerrecht 20.10.2001
Aktuelle Abgabenordnung 17.11.2001

50868 Köln, Postfach 41 08 80
Tel.: (02 21) 4 20 56 20, Fax: (02 21) 4 20 56 11
E-Mail: steuer@stitz.de
Internet: www.stitz.de




